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Antrag der Flughafen Düsseldorf GmbH vom 
16.02.2015 i. d. F. vom 29.02.2016 auf Erteilung eines 
Planfeststellungsbeschlusses 

Anhörung im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens 

gem. § 8 ff LuftVG i. V. m. § 73 VwVfG NRW 

 

Die Flughafen Düsseldorf GmbH (FDG) hat unter dem 

16.02.2015 einen Antrag auf Erteilung eines Planfeststel-

lungsbeschlusses bei der zuständigen Planfeststellungsbe-

hörde, dem Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtent-

wicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, 

Dienstgebäude Jürgensplatz 1, 40219 Düsseldorf,   gestellt. 

Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens (Vorhaben) ist 

die abschließende Zulassung    

- von tiefbaulichen Änderungen der vorhandenen 

Flughafenanlage, nämlich die Herstellung von ins-

gesamt 8 neuen Flugzeug-Abstellpositionen sowie 

die Erweiterung von Flugbetriebsflächen (Rollweg-

/Rollgassenanschlüsse im Vorfeldbereich) nebst 

weiteren Bodenversiegelungs- und Arrondierungs-

maßnahmen sowie  

- von Änderungen der geltenden Betriebsregelungen, 

nämlich die Erhöhung der im Voraus planbaren 

Flugbewegungen in nachfragestarken Zeitstunden 

am Tage sowie eine bedarfsgerechte Anpassung der 

Nutzungsmöglichkeiten beider Start- und Lande-

bahnen zur Abwicklung des Flugverkehrs.    

Die Einzelheiten des Vorhabens sind dem Antragsschrei-

ben der FDG vom 16.02.2015 (insbesondere Seiten 1 – 7) 

und den weiteren Antragsunterlagen zu entnehmen, die zur 

Einsicht für die Öffentlichkeit ausgelegt werden (s.u.).  

Das Vorhaben muss einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

unterzogen werden.  

Diese wird zusammen mit der für die Änderung von Anla-

ge und Betrieb des Flughafens Düsseldorf gemäß § 8 Abs. 

1 Satz 1 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) erforderlichen Plan-

feststellung durchgeführt. Im Planfeststellungsverfahren 

sind alle von dem Vorhaben berührten öffentlichen und 

privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit 

im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen (§ 10 

LuftVG i. V. m. § 73 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 

– VwVfG NRW).  

Nr. 10 
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Zu den (Umwelt-)Auswirkungen des Vorhabens der FDG 

wird die Öffentlichkeit beteiligt. Die Bezirksregierung 

Düsseldorf führt das hierfür gesetzlich vorgesehene Anhö-

rungsverfahren als zuständige Anhörungsbehörde durch. 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, 

kann für die Dauer eines Monats Einsicht in die Antrags-

unterlagen nehmen und danach noch zwei Wochen lang 

Einwendungen gegen den Plan bzw. das Vorhaben schrift-

lich oder zur Niederschrift bei der Bezirksregierung Düs-

seldorf oder bei der Gemeinde, in der die Antragsunterla-

gen ausgelegt wurden, erheben. 

Die nachfolgend aufgeführten Unterlagen (Schriftdoku-

mente und Karten) zum Vorhaben der FDG können einge-

sehen werden. Sie beinhalten die zum gegenwärtigen Zeit-

punkt des Verfahrens nach § 6 Abs. 3 und 4 Umweltver-

träglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) relevanten, d.h. ent-

scheidungserheblichen, Angaben zu den von der FDG 

beabsichtigten baulichen und betrieblichen Maßnahmen 

sowie zu den hiervon betroffenen Umwelt-Schutzgütern 

gemäß § 2 Abs. 1 UVPG. Sie dienen zur Beschreibung des 

Vorhabens, der Umwelt und ihrer Bestandteile in dessen 

Einwirkungsbereich sowie zur Darstellung der voraus-

sichtlichen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 

des Vorhabens (ggf. nebst der diesbezüglichen Vermei-

dungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-

men). Die Unterlagen beinhalten auch Erwägungen der 

FDG bzgl. etwaiger Alternativen zum Vorhaben sowie 

eine allgemein verständliche, nichttechnische Zusammen-

fassung der Umweltverträglichkeitsstudie.  

 

Gegenstände der öffentlichen Auslegung:  

Beschreibung des Vorhabens  

(betrifft: Standort; Art und Umfang der Bauarbeiten; Flä-

chenbedarf; betriebliche Änderungen und Auswirkungen 

auf den Flugverkehr; Verkehrsbedarf / Grundlagen der 

Bedarfsermittlung; Leistungsfähigkeit der Start- und Lan-

debahnen zur Bewältigung des geänderten Flugbetriebs) 

• Antragsschreiben der FDG vom 16.02.2015 

• Gutachten: Prognose des Verkehrsaufkommens für 

das Jahr 2030 für ein engpassfreies Szenario  

• Bericht: Kapazitätsuntersuchung (Zweibahnsystem) 

• Bericht: Technische Planung – Erläuterung  

• Bericht: Entwässerungsplanung 

• Bericht: Modellanwendungen zum Nachweis der 

Auswirkungen auf den Hochwasserabfluss im Kittel-

bach 

• Bericht: Erstellung der Datenerfassungssysteme für 

das Referenz- und das Prognoseszenario 2030 

• Bericht: Erläuterung der Eingangsdaten der Datener-

fassungssysteme für das Referenz- und das Prognose-

szenario 2030 

 

Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit 

(betrifft: Folgen des geänderten Flugbetriebs für die Be-

lastung der Bevölkerung mit Lärmimmissionen und Luft-

schadstoffen; Auswirkungen der baulichen Maßnahmen 

auf den Bodenverkehr und die Belastung der Bevölkerung 

mit Lärmimmissionen und Luftschadstoffen; Veränderun-

gen der Lichtimmissionen auf die Wohnbereiche in der 

Flughafenumgebung durch die baulichen und betriebli-

chen Änderungsmaßnahmen) 

• Gutachten: Flug- und Bodenlärm 

• Stellungnahme der Deutsche Flugsicherung GmbH zu 

den Auswirkungen des Vorhabens auf die An- und 

Abflugstrecken  

• Gutachten: Lärmmedizinische Stellungnahme 

• Bericht: Verkehrsprognose 2030 mit Ausweisung des 

flughafenbezogenen Verkehrs  

• Gutachten: Luftqualität 

• Bericht: Lichtimmissionsuntersuchung  

 

Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Land-

schaft, Luft, Klima, Wasser und Boden, 

Mensch/menschliche Gesundheit (s. auch dort) 

(betrifft: Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkungen 

auf die Vegetation, auf – u.a. besonders geschützte – Tiere 

und ihre Lebensräume, auf Schutzgebiete, schutzwürdige 

Biotope sowie auf den Boden, auf Grund- und Oberflä-

chengewässer – unter Berücksichtigung von Hochwasser-

risiko / Altlastenmobilisierung / PFT-Sanierung – und auf 

das Landschaftsbild; mögliche betriebsbedingte Geruchs-
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belastungen; Bewertung des nicht vermeidbaren und be-

grenzbaren Eingriffs in Natur und Landschaft und Kom-

pensation der Folgen; vorhabensbedingte Wechselwirkun-

gen zwischen den betrachteten Umwelt-Schutzgütern)      

• Gutachten: Landschaftspflegerischer Begleitplan 

• Gutachten: FFH-Vorprüfung – FFH-Gebiet Überanger 

Mark 

• Gutachten: FFH-Vorprüfung – FFH-Gebiet Ilvericher 

Altrheinschlinge  

• Gutachten: Artenschutzprüfung 

• Gutachten: Umweltverträglichkeitsstudie 

 

Die Antragsunterlagen werden für die Dauer eines Monats, 

nämlich 

vom 25.05.2016 bis einschließlich 24.06.2016  

in 

der Stadt Tönisvorst, Abteilung 8.1/Stadtplanung, St. Tö-

niser Straße 8, Zimmer 2 während der Dienststunden zu 

jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt (Auslegungs-

frist). 

 
Die Dienststunden sind: 

Montags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis
 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

sowie freitags von  8.30 Uhr bis

 12.00 Uhr. 

 

Einwendungen können bis einschließlich  

08.07.2016 (Posteingang) 

bei den im Folgenden unter Ziffer 2 genannten Adressen 

erhoben werden (Einwendungsfrist).  

Mit Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausge-

schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Ti-

teln beruhen. Sie werden nicht mehr berücksichtigt. 

Die Antragsunterlagen sind ebenfalls im Internet über den 

folgenden Link einsehbar: 

http://www.mbwsv.nrw.de/ 

Es wird darauf hingewiesen, dass jedoch nur die tatsäch-

lich vor Ort ausgelegten Antragsunterlagen (Papierfas-

sung) für das Verfahren maßgeblich sind. 

Weitere Hinweise: 

Das Planfeststellungsverfahren ist ein förmliches Verwal-

tungsverfahren und unterliegt besonderen gesetzlichen 

Vorgaben:  

1. Sie können Ihre Einwendungen innerhalb der 

Frist – d.h. bis einschließlich zum 08.07.2016 

(Posteingang) sowohl schriftlich einreichen als 

auch mündlich zur Niederschrift äußern. 

2. Ihre Einwendungen richten Sie bitte zum Akten-

zeichen 26.01.01.01-PFV DUS an die 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Dezernat 26 

Postfach 300865 

40408 Düsseldorf (Postanschrift) 

oder 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Dezernat 26 

Am Bonneshof 35 

40474 Düsseldorf 

Sie können Ihre Einwendung auch über die Ge-

meinde einreichen, in deren Räumen die Ausle-

gung der Antragsunterlagen stattfindet. 

Unter der Anschrift der Bezirksregierung Am 

Bonneshof 35 in Düsseldorf, sowie bei Ihrer aus-

legenden Gemeinde besteht auch die Möglichkeit 

Ihre Einwendung mündlich zur Niederschrift zu 

geben. 

3. Bei der Abgabe Ihrer schriftlichen Äußerungen ist 

zu beachten, dass sie nur berücksichtigt werden 

können, wenn Sie Ihren vollständigen Vor- und 

Nachnamen sowie Ihre vollständige Anschrift in 

lesbarer Form und Ihre Unterschrift enthalten und 

fristgerecht erfolgen. 

Das Erfordernis der vollständigen Namensanga-

ben gilt auch und im Besonderen für Familien, die 

gemeinsam eine Einwendung verfassen: Es sind 

die Namen aller Familienmitglieder, für die die 
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Einwendung gelten soll, leserlich anzugeben und 

von allen unterschriftsberechtigten Familienmit-

gliedern selbst zu unterzeichnen. 

Eingangsbestätigungen werden nicht erteilt. 

4. Grundsätzlich können Einwendungen nur schrift-

lich oder zur Niederschrift erhoben werden.  

 Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet jedoch un-

ter Bezug auf § 3a VwVfG NRW an, Einwendun-

gen in rechtsverbindlicher elektronischer Form 

über das Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) zu senden: 

 Per E-Mail erhobene Einwendungen sind nur zu-

lässig, wenn sie mit einer qualifizierten elektroni-

schen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen 

sind. Eine Signierung mit einem Pseudonym ist 

nicht zulässig. Die Bezirksregierung Düsseldorf 

hat hierzu eine elektronische Zugangsmöglichkeit 

über ein elektronisches Gerichts- und Verwal-

tungspostfach eröffnet. Wegen der diesbezügli-

chen Zugangsvoraussetzungen wird auf die Inter-

netveröffentlichung unter 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html 

verwiesen. 

 Eine Einwendung mittels einfacher Email ent-

spricht somit nicht den gesetzlichen Anforde-

rungen und bleibt daher unberücksichtigt. 

5. Mit Ablauf der Frist sind alle Einwendungen 

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-

rechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 

VwVfG NRW) 

6. Für den Fall des Vorbringens gleichförmiger 

Eingaben wird auf § 17 VwVfG NRW ausdrück-

lich hingewiesen: Bei Anträgen und Eingaben, die 

von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten 

unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleich-

lautender Texte eingereicht worden sind (gleich-

förmige Eingaben), gilt für das Verfahren derje-

nige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Un-

terzeichner, der darin mit seinem Namen und sei-

ner Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit 

er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt 

worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche 

Person sein (§ 17 Abs. 1 VwVfG NRW). 

7. Gleichförmige Eingaben können unberücksichtigt 

bleiben, wenn sie die in § 17 Absatz 1 Satz 1 

VwVfG NRW genannten Angaben nicht deutlich 

sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehe-

nen Seite enthalten oder wenn der Vertreter keine 

natürliche Person ist.  

8. Ferner können gleichförmige Eingaben insoweit 

unberücksichtigt gelassen werden, als Unter-

zeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht 

oder nur unleserlich angegeben haben. Dies gilt 

auch für Einwendungen von Familien (vgl. Hin-

weis Nr. 3) 

9. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Er-

hebung von Einwendungen, Teilnahme am Erör-

terungstermin oder Vertreterbestellung evtl. ent-

stehende Kosten werden nicht erstattet. 

10. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der 

Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 73 

Absatz 4 Satz 5 VwVfG NRW. Ihre Einwendun-

gen sind ebenfalls bei den in der Bekanntmachung 

zu bezeichnenden Stellen innerhalb der Einwen-

dungsfrist vorzubringen. 

11. Äußerungen zu diesem Verfahren - sei es schrift-

licher oder mündlicher Art, die vor Auslegung des 

Antrags an das Verkehrsministerium oder die Be-

zirksregierung Düsseldorf gerichtet worden sind, 

können nicht als Einwendung im Verfahren be-

rücksichtigt werden. 

12. Gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 2 LuftVG kann bei der 

Änderung eines Flughafens von einer förmlichen 

Erörterung im Sinne des § 73 Abs. 6 VwVfG 

NRW und des § 9 Abs. 1 UVPG abgesehen wer-

den. Auch, wenn kein Erörterungstermin stattfin-

det, wird den Einwendern vor Abschluss des 

Planfeststellungsverfahrens Gelegenheit zur er-

neuten Äußerung gegeben. 

13. Findet ein Erörterungstermin statt, so wird er 

rechtzeitig ortsüblich bekannt gemacht werden. 

Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Ein-

wendungen erhoben haben – bzw. bei gleichför-

migen Einwendungen wird der Vertreter – von 

dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr 

als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, können 
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diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 

werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 

möglich. Die Bevollmächtigung ist durch schrift-

liche Vollmacht nachzuweisen und zu den Akten 

der Anhörungsbehörde zu geben. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungs-

termin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

14. Über die Einwendungen und sonstigen Stellung-

nahmen wird nach Abschluss des Anhörungsver-

fahrens durch das Ministerium für Bauen, Woh-

nen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes 

NRW – Planfeststellungsbehörde – entschieden. 

Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststel-

lungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, 

die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann 

durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-

den, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen 

sind. 

 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Dezernat 26 / Luftverkehr 

Im Auftrag 

gez. Dlugosch 
Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 22/Nr. 10/S. 43 

--------- 
 
Nichtamtlicher Teil: 
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Wichtiger Hinweis für Abonnenten: Das Amtsblatt kann als 
kostenlose Newsletter bestellt werden. Dafür auf die städti-
sche Internetseite www.toenisvorst.de gehen. Unter dem 
Punkt Aktuelles (in der oberen Menüleiste), die Seite News-
letter (Menüspalte links) anklicken. Hier trägt man dann seine 
eMailadresse ein und wählt die gewünschten Meldungen aus.  
Zudem liegt das Amtsblatt für Selbstabholer kostenlos zur 
Mitnahme in den Verwaltungsgebäuden aus (Auslegestellen 
siehe rechte Spalte). Darüber hinaus kann das Amtsblatt per 
Post nach Hause geschickt werden. Die Kostenpauschale für 
das Jahresabonnement liegt bei 38,50 Euro pro Jahr. 
 

Impressum :
 
Herausgeber:  

 Stadt Tönisvorst,  
Der Bürgermeister 
Bahnstraße 15 
47918 Tönisvorst  
Tel.: 02151/999-174 
 
Erscheinungsweise:  
Monatlich und zusätzlich bei Bedarf  
Auflage: 320 Exemplare  
 
Bezug: 
Inklusive Versandkosten: 
Jahresabonnement 38,50,-- € 
Einzelzustellung 1,-- €  
zahlbar jährlich im Voraus bzw. einzeln bei Bezug  
 
Bestellung und Kündigung: 
jeweils beim Herausgeber 
Kündigung jeweils zum Jahresende,  
muss zum 31.10. beim Herausgeber vorliegen  
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Einzeln abzuholen in den Auslegestellen: 
 
St. Tönis 
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Bahnstr. 15 
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Hospitalstr. 15 
Stadtbücherei im Rathaus St. Tönis, Hochstr. 20a 
NEW AG, Ringstraße1/Eingang Krefelder Str. 8 
Geschäftsstelle der Sparkasse Krefeld in St. Tönis, Ringstr. 1 
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